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BUNDESARBEITSGERICHT 

9 AZR 1/25 
15 SLa 603/24 
Landesarbeitsgericht 
Hamm 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
17. März 2026 

URTEIL 
Kleinert, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin, 

 

 

pp. 

 

 

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte, 

 

 

 

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver-

handlung vom 17. März 2026 durch den Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Niemann als Vorsitzenden, den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Suckow 

und die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Darsow-Faller sowie die ehren-

amtlichen Richterinnen Ewinger und Frank für Recht erkannt: 
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Hamm vom 31. Oktober 2024 - 15 SLa 
603/24 - wird zurückgewiesen. 

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen. 
 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte der Klägerin in der Frei- 

stellungsphase ihrer Altersteilzeit weitere tarifvertragliche Sonderzahlungen zu 

gewähren hat. 

Die Parteien schlossen im März 2020 einen Vertrag über Altersteilzeit im 

Blockmodell mit einer Aktivphase vom 1. Dezember 2020 bis zum 31. Mai 2025 

und einer Freistellungsphase vom 1. Juni 2025 bis zum 30. November 2029. Sie 

reduzierten die wöchentliche Regelarbeitszeit für die gesamte Dauer der Alters-

teilzeit um die Hälfte auf 19,5 Stunden. 

Für das Arbeitsverhältnis gilt kraft beiderseitiger Tarifgebundenheit der 

zwischen der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Vereini-

gung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) vereinbarte Tarifvertrag zu 

flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte vom 27. Februar 2010 

(TV FlexAZ). Dieser beinhaltet folgende Regelungen: 

         „§ 7 Entgelt und Aufstockungsleistungen 
 (1) 1Beschäftigte erhalten während der Gesamtdauer des 

Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Teilzeitmodell 
(§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a)) das Tabellenentgelt und 
alle sonstigen Entgeltbestandteile in Höhe der sich für 
entsprechende Teilzeitbeschäftigte nach § 24 Abs. 2 
TVöD bzw. § 7 Abs. 3 TV-V ergebenden Beträge. 
2Maßgebend ist die durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit nach § 6 Abs. 2. 

 (2) 1Beschäftigte erhalten während der Arbeitsphase des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell (§ 6 
Abs. 3 Satz 1 Buchst. b)) das Tabellenentgelt und alle 
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sonstigen Entgeltbestandteile in Höhe der Hälfte des 
Entgelts, das sie jeweils erhalten würden, wenn sie mit 
der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 2 
Satz 2) weitergearbeitet hätten; die andere Hälfte des 
Entgelts fließt in das Wertguthaben (§ 7 b SGB IV) 
und wird in der Freistellungsphase ratierlich ausge-
zahlt. 2Das Wertguthaben erhöht sich bei allgemeinen 
Tariferhöhungen in der von den Tarifvertragsparteien 
jeweils festzulegenden Höhe. 

 (3) 1Das den Beschäftigten nach Absatz 1 oder 2 zuste- 
hende Entgelt wird nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 
um 20 v.H. aufgestockt. 2Bemessungsgrundlage für 
die Aufstockung ist das Regelarbeitsentgelt für die 
Teilzeitarbeit (§ 6 Abs. 1 AltTZG). 3Steuerfreie Ent-
geltbestandteile und Entgelte, die einmalig (z.B. Jah-
ressonderzahlung) oder die nicht für die vereinbarte 
Arbeitszeit (z.B. Überstunden- oder Mehrarbeitsent-
gelt) gezahlt werden, sowie Sachbezüge, die während 
der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnis-
ses unvermindert zustehen, gehören nicht zum Regel-
arbeitsentgelt und bleiben bei der Aufstockung unbe-
rücksichtigt. 4Sätze 1 bis 3 gelten für das bei Alters-
teilzeit im Blockmodell in der Freistellungsphase aus-
zukehrende Wertguthaben entsprechend. 

 …“  
 

Am 22. April 2023 schlossen ver.di und die VKA einen „Tarifvertrag  

über Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise“  

(TV Inflationsausgleich). Er lautet auszugsweise: 

 „§ 2 
 Inflationsausgleich 2023 
 (1) Personen, die unter den Geltungsbereich dieses Tarifver-

trags fallen, erhalten eine einmalige Sonderzahlung mit 
dem Entgelt für den Monat Juni 2023 (Inflationsaus­
gleich 2023), wenn ihr Arbeitsverhältnis am 1. Mai 2023 
bestand und an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Januar 2023 und dem 31. Mai 2023 Anspruch auf Ent-
gelt bestanden hat. 

 (2) 1Die Höhe des Inflationsausgleichs 2023 beträgt für Per-
sonen, die unter den Geltungsbereich des TVöD, des  
TV-V oder des TV-Wald-Bund fallen, 1.240 Euro. 2Für 
Personen, die unter den Geltungsbereich des TVAöD, 
TVSöD, TVHöD, TVPöD oder TVA-Wald-Bund fallen,  
beträgt der Inflationsausgleich 2023 620 Euro. 3§ 24  

4  
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Absatz 2 TVöD bzw. § 7 Absatz 3 TV-V gelten entspre-
chend. 4Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 
1. Mai 2023. … 

   
 § 3 
 Monatliche Sonderzahlungen 

 (1) 1Personen, die unter den Geltungsbereich dieses Tarifver-
trags fallen, erhalten in den Monaten Juli 2023 bis Februar 
2024 (Bezugsmonate) monatliche Sonderzahlungen. 
2Die Auszahlung erfolgt mit dem Entgelt des jeweiligen 
Bezugsmonats. 3Der Anspruch auf den monatlichen Infla-
tionsausgleich besteht jeweils nur, wenn in dem Bezugs-
monat ein Arbeitsverhältnis besteht und an mindestens ei-
nem Tag im Bezugsmonat Anspruch auf Entgelt bestan-
den hat. 

 (2) 1Die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen beträgt für 
Personen, die unter den Geltungsbereich des TVöD, des 
TV-V oder des TV-Wald-Bund fallen, 220 Euro. 2Für Per-
sonen, die unter den Geltungsbereich des TVAöD, 
TVSöD, TVHöD, TVPöD und TVA-Wald-Bund fallen,  
betragen die monatlichen Sonderzahlungen 110 Euro. 
3§ 24 Absatz 2 TVöD bzw. § 7 Absatz 3 TV-V gelten ent-
sprechend. 4Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse 
am 1. Tag des jeweiligen Bezugsmonats. … 

   
 § 4 
 Gemeinsame Bestimmungen für die Sonderzahlungen 

nach §§ 2 und 3 
 (1) 1Der Inflationsausgleich 2023 nach § 2 sowie die monatli-

chen Sonderzahlungen nach § 3 werden jeweils zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Entgelt gewährt. 2Es han-
delt sich jeweils um einen Zuschuss des Arbeitgebers zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise im Sinne 
des § 3 Nummer 11c des Einkommensteuergesetzes. 

 …  

 (3) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonder-
zahlungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-
gelt.“  

 
Zwei Niederschriftserklärungen der Tarifvertragsparteien zu § 2 Abs. 2 

und § 3 Abs. 2 TV Inflationsausgleich sehen Regelungen für Arbeitnehmer vor, 

die sich am 1. Mai 2023 in der Freistellungsphase ihrer Altersteilzeit befanden. 

5  
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Diese erhalten den Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlun-

gen in Höhe der Hälfte der Leistungen, die sie bekommen würden, wenn sie mit 

der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten. 

§ 24 Abs. 2 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) hat in 

der für den Streitzeitraum maßgeblichen Fassung folgenden Wortlaut: 

         „Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas anderes  
geregelt ist, gilt hinsichtlich des Tabellenentgelts (§ 15) und 
aller sonstigen Entgeltbestandteile Folgendes: 

 a) Teilzeitbeschäftigte erhalten diese Entgelte in dem 
Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmäßigen 
Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter ent-
spricht. 

  …“ 
 

Die Beklagte leistete an die Klägerin den hälftigen Inflationsausgleich 

2023 und hälftige monatliche Sonderzahlungen, insgesamt 1.500,00 Euro. 

Die Klägerin hat gemeint, sie habe Anspruch auf den Inflationsausgleich 

2023 und die monatlichen Sonderzahlungen in voller Höhe. Dies folge aus § 7 

Abs. 2 TV FlexAZ, hilfsweise aus einer ergänzenden Auslegung des TV Infla- 

tionsausgleich. Falls die Tarifverträge eine zeitanteilige Zahlung vorsehen soll-

ten, läge darin eine Diskriminierung Teilzeitbeschäftigter. 

Die Klägerin hat sinngemäß beantragt 

         festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, an sie  
in der Freistellungsphase der Altersteilzeit insgesamt 
1.500,00 Euro zu zahlen. 

 
Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht 

hat das erstinstanzliche Urteil auf die Berufung der Beklagten abgeändert und 

die Klage abgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihr Klageziel weiter. 
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Entscheidungsgründe 

 

Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat das erstins- 

tanzliche Urteil auf die Berufung der Beklagten zu Recht abgeändert und die 

Klage abgewiesen. Die Klage ist unbegründet. Die Klägerin hat gegen die Be-

klagte keinen weitergehenden Anspruch auf Inflationsausgleich 2023 und monat-

liche Sonderzahlungen. 

I. Der Feststellungsantrag ist hinreichend bestimmt iSv. § 253 Abs. 2 Nr. 2 

ZPO. Es liegt kein Fall einer unzulässigen alternativen Klagehäufung vor  

(vgl. hierzu BAG 5. Juni 2025 - 8 AZR 117/24 - Rn. 23 ff.). Die Klägerin leitet ihr  

einheitliches Begehren zwar aus verschiedenen Klagegründen her (zu den  

Voraussetzungen und zum Streitgegenstandsbegriff vgl. BAG 20. Februar 2025  

- 6 AZR 111/24 - Rn. 17). Sie hat aber die Reihenfolge bestimmt, in der sie  

diese zur Entscheidung stellt. Primär stützt sie ihr Verlangen auf §§ 2 und 3  

TV Inflationsausgleich iVm. § 7 Abs. 2 TV FlexAZ. Hilfsweise meint sie, eine  

anteilige Berechnung der Leistungen entsprechend § 24 Abs. 2 TVöD verstieße 

gegen das Verbot der Diskriminierung von Teilzeitbeschäftigten. 

II. Die Frage, ob die Beklagte an die Klägerin in der Freistellungsphase von 

ihrer Altersteilzeit insgesamt 1.500,00 Euro an Inflationsausgleichszahlungen zu 

leisten hat, betrifft ein Rechtsverhältnis iSv. § 256 Abs. 1 ZPO (vgl. BAG 25. Ja-

nuar 2022 - 3 AZR 406/21 - Rn. 25). Ob ein Feststellungsinteresse gegeben ist, 

kann offenbleiben, weil es echte Sachurteilsvoraussetzung nur für ein stattge-

bendes Urteil ist (vgl. BAG 25. Juni 2025 - 4 AZR 274/24 (F) - Rn. 17). 

III. Die Klage ist vom Landesarbeitsgericht zu Recht für unbegründet erach-

tet worden. 

1. Ein Anspruch auf die vollen Inflationsausgleichszahlungen folgt nicht aus 

einer isolierten, erläuternden Auslegung von §§ 2 und 3 TV Inflationsausgleich. 

Dort wird jeweils § 24 Abs. 2 TVöD für entsprechend anwendbar erklärt. Nach 

dieser Bestimmung erhalten Teilzeitbeschäftigte die erfassten Leistungen  
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- lediglich - in dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durch-

schnittlichen Arbeitszeit an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeit-

beschäftigter entspricht. Im Blockmodell des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 

wird - wie im Teilzeitmodell - die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit des 

Altersteilzeitarbeitnehmers während des gesamten Altersteilzeitarbeitsverhält-

nisses um die Hälfte verringert (vgl. § 6 Abs. 2 TV FlexAZ; BAG 25. Juli 2023  

- 9 AZR 332/22 - Rn. 29; 16. November 2010 - 9 AZR 597/09 - Rn. 31). Für die 

entsprechende Anwendung von § 24 Abs. 2 TVöD kommt es auf diese Vereinba-

rung zur durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit an, nicht auf die tatsäch- 

liche Erbringung der vollen Arbeitsleistung im Bezugszeitraum (Aktivphase der  

Altersteilzeit). 

2. Ein Anspruch auf die vollen Leistungen nach §§ 2 und 3 TV Inflations-

ausgleich ergibt sich auch nicht abweichend von § 24 Abs. 2 TVöD aus § 7 Abs. 2 

TV FlexAZ. 

a) § 7 Abs. 2 TV FlexAZ stellt für die erfassten Leistungen keine ausdrück-

liche anderweitige Regelung iSv. § 24 Abs. 2 TVöD dar. Dies setzte  

voraus, dass es sich um eine anspruchsbestimmende Norm handelte, die aus-

drücklich eine vom Pro-rata-temporis-Grundsatz abweichende Berechnung vor-

sieht. Das trifft auf § 7 Abs. 2 Satz 1 TV FlexAZ nicht zu. Die Bestimmung regelt 

nur die Auszahlungsmodalitäten für das in der Aktivphase angesammelte Wert-

guthaben (vgl. BAG 25. Juli 2023 - 9 AZR 332/22 - Rn. 19). Hingegen bezweckt 

die Vorschrift nicht, Arbeitnehmer in der Aktivphase des Altersteilzeitarbeitsver-

hältnisses gegenüber solchen im Teilzeitmodell des Altersteilzeitarbeitsverhält-

nisses besserzustellen. Letztere können das Tabellenentgelt und alle sonstigen 

Entgeltbestandteile angesichts der ausdrücklichen Verweisung in § 7 Abs. 1 

TV FlexAZ auf § 24 Abs. 2 TVöD aber unzweifelhaft nur zeitanteilig beanspru-

chen. Es wäre im Übrigen kein sachlicher Grund für eine Ungleichbehandlung 

beider Beschäftigtengruppen ersichtlich, deren wöchentliche Regelarbeitszeit 

iSv. § 24 Abs. 2 TVöD während der gesamten Dauer des Altersteilzeitarbeitsver-

hältnisses identisch ist. 
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b) Dessen ungeachtet handelt es sich bei den Leistungen nach §§ 2 und 3 

TV Inflationsausgleich nach dem im Tariftext verlautbarten Willen der Tarifver-

tragsparteien nicht um sonstige Entgeltbestandteile iSv. § 7 Abs. 2 Satz 1 

TV FlexAZ, deren Auszahlung hälftig auf die Arbeits- und die Freistellungsphase 

aufgeteilt wird. 

aa) Zwar sollen der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonder-

zahlungen nach § 4 Abs. 3 TV Inflationsausgleich kein zusatzversorgungspflich-

tiges Entgelt darstellen. Das legt für sich genommen den Schluss nahe, dass 

beide Leistungen Entgelt im Tarifsinn sind. Die ausweislich § 4 Abs. 1 TV Infla- 

tionsausgleich angestrebte Steuerfreiheit der Inflationsausgleichszahlungen  

und die einmalige Zahlweise des Inflationsausgleichs 2023 widersprechen eben-

falls nicht der Einordnung als „sonstige Entgeltbestandteile“ iSv. § 7 Abs. 2 

TV FlexAZ. § 7 Abs. 3 Satz 2 TV FlexAZ bestimmt, dass steuerfreie Entgeltbe-

standteile und einmalig gezahlte Entgelte nicht zum Regelarbeitsentgelt rechnen 

und bei der Aufstockung unberücksichtigt bleiben. Daraus folgt im Umkehr-

schluss, dass die Sonderzahlungen nach § 4 Abs. 3 TV Inflationsausgleich 

grundsätzlich „sonstige Entgeltbestandteile“ iSv. § 7 Abs. 2 TV FlexAZ darstellen 

können. 

bb) Jedoch haben die Tarifvertragsparteien für die gemäß § 3 Nr. 11 

Buchst. c EStG steuerlich privilegierten Leistungen nach §§ 2 und 3 TV Infla- 

tionsausgleich die Entscheidung getroffen, sie nicht der Auszahlungsregel in § 7 

Abs. 2 TV FlexAZ zu unterstellen. 

(1) Der TVöD-VKA sowie der TV FlexAZ und der ihm zeitlich nachfolgende 

TV Inflationsausgleich wurden von denselben Tarifvertragsparteien abgeschlos-

sen. Der TV FlexAZ gilt nach § 1 für Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich 

des TVöD fallen. In §§ 2 und 3 TV Inflationsausgleich ist jeweils die - nur - „ent-

sprechende“ Anwendung von § 24 Abs. 2 TVöD bestimmt. Danach haben die  

Tarifvertragsparteien letztere Norm nicht für unmittelbar anwendbar gehalten und 

damit erklärt, bei den Leistungen nach §§ 2 und 3 TV Inflationsausgleich handele 

es sich nicht um „sonstige Entgeltbestandteile“ iSv. § 24 Abs. 2 TVöD. Zugleich 

haben sie es unterlassen, im TV Inflationsausgleich eine „entsprechende“  
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Anwendung des insofern mit § 24 Abs. 2 TVöD gleichlautenden § 7 Abs. 2  

TV FlexAZ anzuordnen. Damit haben sie ihren Willen im Tariftext zum Ausdruck 

gebracht, dass die Leistungen nach §§ 2 und 3 TV Inflationsausgleich zwar von 

§ 24 Abs. 2 TVöD in entsprechender Anwendung, nicht aber von § 7 Abs. 2 

TV FlexAZ erfasst sein sollen. 

(2) Das war auch sachgerecht. Wäre - wie die Klägerin meint - bei Arbeit-

nehmern, die sich in den Bezugszeiträumen nach §§ 2 und 3 TV Inflationsaus-

gleich in der Aktivphase der Altersteilzeit im Blockmodell befanden, die „andere 

Hälfte“ der Inflationsausgleichsleistungen gemäß § 7 Abs. 2 TV FlexAZ ins Wert-

guthaben geflossen, hätte dies zur Folge haben können, dass die steuer- und 

sozialversicherungsrechtliche Privilegierung der Leistungen insoweit entfiele und 

sich das Leistungsvolumen erheblich erhöhte. Es sollte sich nach § 4 TV Infla- 

tionsausgleich jeweils um Zuschüsse des Arbeitgebers zur Abmilderung der ge-

stiegenen Verbraucherpreise iSv. § 3 Nr. 11 Buchst. c EStG handeln. Nach die-

ser Vorschrift setzte die Steuerfreiheit indes einen Zufluss der betreffenden Leis-

tungen bis zum 31. Dezember 2024 voraus. Das Gleiche galt gemäß § 1 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 SvEV für die - an die Lohnsteuerfreiheit anknüpfende - Sozialver- 

sicherungsfreiheit. Der Zufluss im lohnsteuerrechtlichen Sinn erfolgte aber nicht 

schon mit der Gutschrift der „zweiten Hälfte“ der Inflationsausgleichszahlungen 

auf einem Wertguthabenkonto, sondern grundsätzlich erst mit ihrer Auszahlung 

an den Arbeitnehmer im Lauf der Freistellungsphase (vgl. BFH 28. Juni 2023  

- VI R 28/21 - Rn. 12 ff.; 4. September 2019 - VI R 39/17 - Rn. 19 ff.). 

3. Die Klägerin hat gemeint, im Fall der Nichtanwendbarkeit von § 7 Abs. 2 

TV FlexAZ sei der TV Inflationsausgleich dergestalt ergänzend auszulegen, dass 

Arbeitnehmer, die sich in den Bezugszeiträumen nach §§ 2 und 3 TV Inflations-

ausgleich in der Arbeitsphase ihres Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmo-

dell befanden, die Inflationsausgleichsleistungen in voller Höhe beanspruchen 

könnten. Das kommt nicht in Betracht. Es fehlt an einer planwidrigen Regelungs-

lücke (zu diesem Erfordernis vgl. BAG 20. Juli 2023 - 6 AZR 256/22 - Rn. 32 ff., 

BAGE 181, 331). Gegenteiliges folgt nicht aus den Niederschriftserklärungen zu 

§§ 2 und 3 TV Inflationsausgleich. Diese sehen für Beschäftigte, die sich in den 
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betreffenden Bezugszeiträumen in der Freistellungsphase ihrer Altersteilzeit im 

Blockmodell befanden, einen Anspruch auf die Inflationsausgleichsleistungen in 

Höhe der Hälfte der Zahlungen vor, die sie erhielten, wenn sie mit der bisherigen 

wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten. Dem lässt sich nicht ein Rege-

lungsplan der Tarifvertragsparteien entnehmen, die Inflationsausgleichsleistun-

gen solchen Arbeitnehmern abweichend von § 24 Abs. 2 TVöD in voller Höhe 

zukommen zu lassen, die sich in den Bezugszeiträumen in der Arbeitsphase ih-

res Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell befinden. Vielmehr wird die 

Regel des § 24 Abs. 2 TVöD durch die Niederschriftserklärungen gerade bestä-

tigt. Es soll stets auf die durchschnittliche Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit 

bezogen auf den gesamten Zeitraum der Altersteilzeit ankommen. Im Übrigen 

drohte bei Arbeitnehmern, die sich in den Bezugszeiträumen nach §§ 2 und 3 

TV Inflationsausgleich bereits in der Freistellungsphase ihres Altersteilzeit- 

arbeitsverhältnisses im Blockmodell befanden, nicht der Verlust der Steuer- und 

Sozialversicherungsfreiheit (vgl. Rn. 22). 

4. Die Regelung einer lediglich anteiligen Zahlung an Teilzeitbeschäftigte 

nach § 2 Abs. 2 Satz 3 und § 3 Abs. 2 Satz 3 TV Inflationsausgleich iVm. § 24 

Abs. 2 TVöD verstößt nicht gegen das Verbot der Diskriminierung von Teilzeitbe-

schäftigten in § 4 Abs. 1 TzBfG als insoweit speziellere Ausprägung des allge-

meinen Gleichheitssatzes aus Art. 3 Abs. 1 GG (zum Verhältnis beider Normen 

vgl. BAG 26. Januar 2026 - 10 AZR 261/24 - Rn. 56). 

a) Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 TzBfG darf ein teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer 

wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter behandelt werden als ein vergleichbarer 

vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Gründe eine un-

terschiedliche Behandlung rechtfertigen. Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 TzBfG ist ei-

nem teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer das Arbeitsentgelt oder eine andere teil-

bare geldwerte Leistung mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil 

seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten 

Arbeitnehmers entspricht. 

b) § 4 Abs. 1 Satz 2 TzBfG konkretisiert das allgemeine Diskriminierungs-

verbot des § 4 Abs. 1 Satz 1 TzBfG für den Bereich des Entgelts oder einer an-
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deren teilbaren geldwerten Leistung (BAG 19. Dezember 2018 - 10 AZR 231/18 -  

Rn. 47, BAGE 165, 1). Solche Leistungen sind einem teilzeitbeschäftigten Arbeit-

nehmer mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner Arbeits-

zeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers 

entspricht. Eine Leistungsberechnung entsprechend dem Pro-rata-temporis-

Grundsatz des § 4 Abs. 1 Satz 2 TzBfG schließt eine Benachteiligung allerdings 

nicht aus (vgl. BAG 25. Juli 2023 - 9 AZR 332/22 - Rn. 26; 28. März 2023  

- 9 AZR 106/22 - Rn. 23). Insbesondere bei Leistungen, deren Entgeltcharakter 

nicht im Vordergrund steht, können Voll- und Teilzeitbeschäftigte Ansprüche in 

gleicher Höhe haben. Eine schlechtere Behandlung von Teilzeitbeschäftigten ist 

aber sachlich gerechtfertigt, wenn sich ihr Grund aus dem Verhältnis von Leis-

tungszweck und Umfang der Teilzeitarbeit herleiten lässt. Die Prüfung der sach-

lichen Rechtfertigung der unterschiedlichen Behandlung hat sich an dem mit der 

Leistung verfolgten Zweck zu orientieren (st. Rspr., zB BAG 26. November 2025  

- 5 AZR 155/22 - Rn. 33; 5. Dezember 2024 - 8 AZR 370/20 - Rn. 40; 9. Juli 2024  

- 9 AZR 296/20 - Rn. 24; 25. Juli 2023 - 9 AZR 332/22 - Rn. 26). 

c) Bei der Prüfung eines sachlichen Grundes iSv. § 4 Abs. 1 Satz 1 TzBfG 

sind die Maßgaben zu beachten, die der Gerichtshof der Europäischen Union zu 

§ 4 Nr. 1 der Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit herausgearbeitet hat. Da-

nach genügt es nicht, dass eine unterschiedliche Behandlung von Teil- und Voll-

zeitbeschäftigten in einer allgemeinen und abstrakten innerstaatlichen Norm vor-

gesehen ist. Sie muss vielmehr einem echten Bedarf entsprechen und zur Errei-

chung des verfolgten Ziels geeignet und erforderlich sein (vgl. EuGH 19. Oktober 

2023 - C-660/20 - [Lufthansa CityLine] Rn. 57, 62 f.). Diese Anforderungen gel-

ten zumindest dann, wenn der Pro-rata-temporis-Grundsatz unterschritten wird. 

d) Die aufgezeigten Anforderungen sind auch zu beachten, wenn die zu be-

urteilenden Vorschriften in Tarifverträgen enthalten sind. Das in § 4 Abs. 1 Satz 1 

TzBfG geregelte Benachteiligungsverbot steht gemäß § 22 TzBfG nicht zur Dis-

position der Tarifvertragsparteien (st. Rspr., zB BAG 26. November 2025 - 5 AZR 

155/22 - Rn. 24; 9. Juli 2024 - 9 AZR 296/20 - Rn. 18). Nach der Rechtsprechung 

des Gerichtshofs der Europäischen Union muss das in Art. 28 der Charta der 
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Grundrechte der Europäischen Union gewährleistete Recht auf Kollektivverhand- 

lungen im Geltungsbereich des Unionsrechts im Einklang mit ihm ausgeübt wer-

den (EuGH 19. September 2018 - C-312/17 - [Bedi] Rn. 69 ff.; BAG 9. Juli 2024  

- 9 AZR 296/20 - Rn. 25). Die in Art. 9 Abs. 3 GG gewährleistete Tarifautonomie 

gibt nichts Anderes vor. Dies gilt unabhängig davon, ob die Beurteilung des sach-

lichen Grundes iSv. § 4 Abs. 1 Satz 1 TzBfG vollständig durch das Unionsrecht 

determiniert ist oder ein nationaler Umsetzungsspielraum verbleibt und damit die 

nationalen Grundrechte grundsätzlich Beachtung finden (vgl. BVerfG 6. Novem-

ber 2019 - 1 BvR 16/13 - Rn. 42 ff. und 63 ff., BVerfGE 152, 152). 

e) Nach alledem verstößt die der vereinbarten durchschnittlichen Arbeits-

zeit entsprechende Berechnung sowohl des Inflationsausgleichs 2023 als auch 

der monatlichen Sonderzahlungen nach § 2 Abs. 2 Satz 3 bzw. § 3 Abs. 2 Satz 3 

TV Inflationsausgleich jeweils iVm. § 24 Abs. 2 TVöD in entsprechender Anwen-

dung nicht gegen § 4 Abs. 1 TzBfG. 

aa) Sie entspricht dem Pro-rata-temporis-Grundsatz des § 4 Abs. 1 Satz 2 

TzBfG. Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer erhalten die betreffenden Leistungen 

im Umfang des Anteils ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeits-

zeit an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter. 

bb) Die tariflichen Bestimmungen stehen auch im Einklang mit § 4 Abs. 1 

Satz 1 TzBfG. Für die der vereinbarten Arbeitszeit entsprechende Berechnung 

der Inflationsausgleichszahlungen besteht ein am Leistungszweck orientierter 

sachlicher Grund. 

(1) Arbeitnehmer, die Teilzeitarbeit leisten, können grundsätzlich nicht das 

gleiche Entgelt verlangen wie Vollzeitbeschäftigte (vgl. EuGH 5. November 2014  

- C-476/12 - [Österreichischer Gewerkschaftsbund] Rn. 19 ff.; BAG 28. Januar 

2026 - 10 AZR 261/24 - Rn. 59; 6. Mai 2025 - 3 AZR 65/24 - Rn. 19 ff.). Vielmehr 

ist die lediglich arbeitszeitanteilige Zahlung von Arbeitsentgelt grundsätzlich von 

einem sachlichen Grund getragen. Das gilt insbesondere dann, wenn es sich um 

im Gegenseitigkeitsverhältnis (Synallagma) stehendes Arbeitsentgelt handelt. 

Dieses wird grundsätzlich - nur - pro rata temporis verdient. 
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(2) Allerdings können Voll- und Teilzeitbeschäftigte ausnahmsweise auch im 

Entgeltbereich Ansprüche in gleicher Höhe haben, wenn der eine zeitratierliche 

Berechnung tragende Entgeltzweck der betreffenden Leistung in den Hintergrund 

tritt. Dies ist bei den Zahlungen nach §§ 2 und 3 TV Inflationsausgleich indes 

nicht der Fall. Beide Leistungen knüpfen an das arbeitsvertragliche Synallagma 

an, stellen nicht eine rein bedarfsabhängig ausgestaltete arbeitgeberseitige So-

zialleistung dar und verfolgen hauptsächlich denselben Zweck wie das tarifliche 

Tabellenentgelt. 

(a) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen Sonderzahlungen sind 

zwar kein integraler Bestandteil des Tabellenentgelts (vgl. BAG 21. Mai 2025  

- 4 AZR 166/24 - Rn. 29) und nach dem erklärten Willen der Tarifvertragsparteien 

auch kein sonstiger Entgeltbestandteil iSd. bloßen Auszahlungsregel des § 7 

Abs. 2 TV FlexAZ (Rn. 18). Sie werden nach § 4 Abs. 1 Satz 1 TV Inflationsaus-

gleich vielmehr zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Entgelt geleistet. Auch  

haben die Tarifvertragsparteien den Anspruch auf die Inflationsausgleichsleistun-

gen nicht an eine bestimmte Arbeitsleistung an einem bestimmten Tag oder in 

einem bestimmten Zeitraum geknüpft (vgl. BAG 28. Januar 2026 - 10 AZR 

261/24 - Rn. 45; 21. Mai 2025 - 4 AZR 166/24 - Rn. 25). Gleichwohl haben beide 

Zahlungen deutlich Entgeltcharakter iSv. § 4 Abs. 1 TzBfG (zum weiten, Art. 157 

AEUV entsprechenden Entgeltbegriff in § 4 Nr. 1 der Rahmenvereinbarung über 

Teilzeitarbeit vgl. EuGH 5. November 2014 - C-476/12 - Rn. 16). Die Tarifver-

tragsparteien haben sie an einen Anspruch auf Entgelt oder Entgeltersatzleistun-

gen im jeweiligen Bezugszeitraum geknüpft und sich damit an das in einem akti-

ven Arbeitsverhältnis bestehende Synallagma nach § 611a Abs. 2 BGB ange-

lehnt (BAG 28. Januar 2026 - 10 AZR 261/24 - Rn. 45). 

(b) Dem Entgeltcharakter der Inflationsausgleichsleistungen iSv. § 4 Abs. 1 

TzBfG steht es nicht entgegen, dass sie nach § 4 Abs. 1 Satz 2 TV Inflationsaus-

gleich jeweils einen Zuschuss des Arbeitgebers zur Abmilderung der gestiegenen 

Verbraucherpreise iSv. § 3 Nr. 11 Buchst. c EStG darstellen. Die Tarifvertrags-

parteien sind - wie vorliegend geschehen - frei darin, neben der Abmilderung ge-

stiegener Verbraucherpreise weitere Leistungszwecke festzulegen (BAG 21. Mai 
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2025 - 10 AZR 121/24 - Rn. 22; 12. November 2024 - 9 AZR 71/24 - Rn. 42). 

Dessen ungeachtet geht es um eine arbeitgeberseitige Bezuschussung des bei 

Teilzeitbeschäftigten unbestritten zeitratierlich zu berechnenden Tarifentgelts im 

engeren Sinne, das seinerseits der Bestreitung des Lebensunterhalts dient (vgl. 

EUArbRK/Kietaibl 5. Aufl. RL 97/81/EG § 4 Rn. 26). Insofern decken sich die 

Zwecke des Tarifentgelts und der tariflich vorgesehenen Entgeltzuschüsse. 

(3) Es kann dahinstehen, ob eine zeitratierliche Anspruchsberechnung  

unzulässig ist, wenn der Arbeitgeber eine teilbare Leistung lediglich an den - ggf. 

ungekündigten - Bestand eines Arbeitsverhältnisses zu einem bestimmten Stich-

tag knüpft (zu einem solchen Fall vgl. BAG 12. November 2024 - 9 AZR 71/24 -  

Rn. 39 f.) und/oder die fragliche Leistung als arbeitgeberseitige Sozialleistung 

rein bedarfsabhängig ausgestaltet ist. Ersteres ist - wie gezeigt - bei §§ 2 und 3 

TV Inflationsausgleich nicht der Fall. Der Inflationsausgleich 2023 und die  

monatlichen Sonderzahlungen werden auch nicht abhängig vom individuellen  

Bedarf, sondern vielmehr unabhängig vom jeweiligen Tarifentgelt für die Ange-

hörigen aller Entgeltgruppen in pauschaler Höhe gewährt. Es ist nach § 4 Abs. 1 

Satz 1 TzBfG nicht zu beanstanden, dass eine das Tarifentgelt bezuschussende, 

an das arbeitsvertragliche Synallagma anknüpfende und nicht rein bedarfsab-

hängig ausgestaltete, sondern allgemeine Auswirkungen der Teuerung lediglich 

„abmildernde“ Leistung des Arbeitgebers vom Umfang der Arbeitszeit abhängig 

gemacht wird, der auch für das Tarifentgelt maßgeblich ist (zu einer Corona- 

Sonderzahlung vgl. BAG 4. Juli 2024 - 6 AZR 3/24 - Rn. 32; 25. Juli 2023 - 9 AZR 

332/22 - Rn. 24 ff.; 28. März 2023 - 9 AZR 106/22 - Rn. 21 ff.; 28. März 2023  

- 9 AZR 132/22 - Rn. 21 ff.). 

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. 

 Niemann  Suckow  Darsow-Faller  

  Ewinger  Frank   
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